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Α. Allgemeines zum Prinzip der Verfassungsorgantreue 

I . Einleitung 

1. Zur Terminologie 

I n seiner Rede1 an läßl ich des fün fundzwanz ig  j ä h r i g e n Bestehens des 
Bundesverfassungsgerichts  ha t der Bundespräs ident e inen Grundsatz 
i n den V o r d e r g r u n d seiner Be t rach tungen gestel l t , dem bisher i n der 
Staatsrechtslehre k a u m nähere A u f m e r k s a m k e i t  geschenkt wu rde . Es 
hande l t sich h ie rbe i u m die Ve rp f l i ch tung der Verfassungsorgane  zu 
l oya lem V e r h a l t e n u n d Z u s a m m e n w i r k e n oder, w i e es der Bundespräs i -
dent f o rmu l i e r te 2 , u m das Gebot der Rücks ichtnahme auf die jewe i l s 
anderen Verfassungsorgane u n d die Selbstbeschränkung auf die i h n e n 
— den Verfassungsorganen — über t ragenen Aufgaben. I m Anschluß an 
eine i n der L i t e r a t u r schon gelegent l ich, so vo r a l l em v o n Hans Schnei-
der 3 ve rwand te N o m e n k l a t u r soll , ohne d a m i t an dieser Ste l le schon 

1 A m 18. November 1976 in Karlsruhe, abgedruckt in dem vom Presse-
und Informationsamt der Bundesregierung herausgegebenen Bul le t in 1976, 
Nr. 122, S. 1177 ff.;  ähnlich Friedrich  Schäfer,  Grundprinzipien für die Verfas-
sungsorgane, in : Sozialdemokratischer Pressedienst Ρ X X X I / 2 3 5 ν. 8.12.1976, 
S. 1 (2/3). 

2 Vgl. Bul let in, S. 1178. 
3 Vgl. Hans Schneider,  Festschrift  für Gebhard Mül ler, 1970, S. 421 (422 f.); 

vom Grundsatz der Verfassungsorgantreue  sprechen neben H. Schneider 
ζ. B. auch Stern  /  Bethge,  öffentl ich-rechtl icher  und privatrechtl icher Rund-
funk, 1971, S. 33; Nierhaus,  Entscheidung, Präsidialakt und Gegenzeichnung, 
1973, S. 213 ff.;  unentschieden zum Grundsatz der Verfassungsorgantreue, 
aber seine Anwendung i m konkreten Fal l ablehnend BVerfGE 29, S. 221 
(233 f.). Siehe ferner  zu dieser Rechtsfigur,  die häufig auch als Loyal i täts-
pfl icht der Staatsorgane f i rmiert ,  R. Smend,  Verfassung und Verfassungs-
recht, 1928, in : R. Smend, Staatsrechtliche Abhandlungen, 2. Auf l . 1968, S. 119 
(246 ff.);  Erich  Kaufmann,  VVDStRL Bd. 9 (1952), S. 1 (14 f.); Münch,  Die Bun-
desregierung, 1955, S. 119 (246 ff.);  Kloepfer,  Der Staat 1974, S. 457 (468 ff.)  u. 
ders. t Vorwi rkung von Gesetzen, 1974, S. 52 ff.;  Herzog  (/Pietzner)  Möglich-
keiten und Grenzen einer Beteil igung des Parlaments an der Ziel- und Res-
sourcenplanung der Bundesregierung, Gutachten, 1971, S. 86 ff.  („ interorgan-
freundliche Verhaltenspflichten");  Ossenbühl,  Welche normativen Anfor-
derungen stellt der Verfassungsgrundsatz  des demokratischen Rechtsstaats 
an die planende staatliche Tätigkeit, dargestellt am Beispiel der Entwick-
lungsplanung, Gutachten Β zum 50. DJT, 1974, S. 88 ff.;  Pietzner,  JR 1969, 
S. 43 (45); siehe auch schon: Der Status des Bundesverfassungsgerichts.  Ma-
terial-Gutachten, Denkschriften und Stellungnahmen mi t einer Einlei tung 
von Gerhard Leibholz, JöR n. F. Bd. 6 (1957), S. 109 (206); der Sache nach 
auch Konrad,  DÖV 1971, S. 80 ff.;  Ansätze zur Bejahung eines solchen Pr in -
zips auch bei Knöpfle,  DVB1. 1966, S. 713 (715) und bei Menzel,  DÖV 1965, 
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den Versuch zu einer näheren Spezifizierung dieses Prinzips zu unter-
nehmen, vom Grundsatz der Verfassungsorgantreue  gesprochen 
werden4. 

Dabei w i rd die Problematik einer solchen Terminologie keineswegs 
verkannt. Der Begriff  der Treue setzt — obwohl diese originäre Be-
deutung, wie am Siegeszug des Gedankens von Treu und Glauben im 
Gesamtbereich des Rechts deutlich wird, zunehmend verblaßt — ur-
sprünglich eine personale Beziehung voraus5, die zwischen Verfas-
sungsorganen nun einmal nicht denkbar ist. Wenn hier trotzdem für 
den Begriff  der Verfassungsorgantreue  plädiert wird, so deshalb, wei l 
dadurch der enge gedankliche Bezug zum Grundsatz der Bundestreue 
aufgedeckt wird, der in seinem staatstheoretischen Ansatz letztlich auf 
die gleiche Wurzel zurückgeht, und bei dem man sich im übrigen auch 
nicht — trotz Fehlens eines personalen Substrats — scheut, den Begriff 
der Treue zu verwenden. Denn daß die Bemühung des Grundsatzes 
der Treue im Hinblick auf die seinerzeitige Entstehung des Deutschen 
Reichs durch einen Vertrag der deutschen Fürsten, jedenfalls nach der 
einmal erfolgten Konstituierung des Deutschen Reichs als Bundesstaat, 
gemessen am ursprünglichen Bedeutungsinhalt des Terminus der 
Treue, nur noch einen f ikt iven Charakter besitzen konnte und die 
Anknüpfung an die Entstehung des Reiches bei der Entfaltung des 
Begriffs  der Bundestreue, wie w i r sie bei Rudolf  Smend6 vorfinden, 
sich letztlich nur als ein rechtstechnischer Kunstgriff  darstellt7, dürfte 
heute außer Frage stehen. 

S. 581 (592), der hier den Begriff  der Konkordanz wäh l t ; kri t isch gegenüber 
dem Prinzip der Verfassungsorgantreue  Pestalozzi  Formenmißbrauch des 
Staates, 1973, S. 99 ff. 

4 Der Grundsatz des gemeindefreundlichen Verhaltens (dazu Stern,  A f K 
1964, S. 81 (93); Macher,  Der Grundsatz des gemeindefreundlichen Verhal-
tens, 1970; OVG Münster, OVGE 19, S. 192 (199)) weist hingegen nur eine sehr 
entfernte Verwandtschaft  mi t der Verfassungsorgantreue  auf. Die den Grund-
satz der Verfassungsorgantreue  bedingende und prägende Gleichordnung der 
Verfassungsorgane,  aus der heraus das besondere (durch das Prinzip der 
Verfassungsorgantreue  befriedigte) Bedürfnis nach einer loyalen Zusammen-
arbeit der Verfassungsorgane  zum Zwecke der Gewinnung staatlicher Einheit 
erwächst, besteht i m Verhältnis zwischen dem Staat und der diesem subordi-
nierten Gemeinde nicht (siehe in diesem Zusammenhang zum Verhältnis 
von Bundestreue und gemeindefreundlichem Verhalten auch Macher,  S. 144 f.). 
Die Staatsaufsicht macht einen analog der Verfassungsorgantreue  bzw. der 
Bundestreue konstruierten Grundsatz des gemeindefreundlichen Verhaltens 
entbehrlich (zum Zusammenhang von bundesfreundlichem Verhalten und 
Bundesauf sieht inst rukt iv Geiger,  in : Föderalistische Ordnung, hrsg. von 
Süsterhenn, 1962, S. 113 (124)). 

5 Darauf weist treffend  Schule,  VerwArch., Bd. 38 (1933), S. 399 (420) hin. 
6 R. Smend,  Ungeschriebenes Verfassungsrecht  im monarchischen Bundes-

staat, in : Festgabe für Otto Mayer zum 70. Geburtstag, 1916, S. 245 ff.,  neu 
abgedruckt in : Smend, Staatsrechtliche Abhandlungen, S. 39 ff.  (50). 

7 Dazu Schröcker,  Der Staat 1966, S. 137 (150); ferner  Geiger,  S. 114. 
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2. Zur praktischen Bedeutung 
eines Prinzips der Verfassungsorgantreue 

A n die Darlegung des Bundespräsidenten zu dem hier mit dem Be-
griff  der Verfassungsorgantreue  umschriebenen Komplex hat der neue 
Präsident des Bundesrats, der rheinland-pfälzische Ministerpräsident 
Vogel  anläßlich seiner Antrittsrede 8 im Bundesrat am 3.12. 1976 alsbald 
angeknüpft, um hieraus konkrete Folgerungen für das Verhältnis von 
Bundestag bzw. Bundesregierung und Bundesrat im Gesetzgebungs-
verfahren  zu ziehen. Er leitete aus ihr die Unzulässigkeit einer Gesetz-
gebungspraxis ab, bei der Bundestag bzw. Bundesregierung Gesetzes-
vorhaben zum Zwecke der Minderung des Einflusses des Bundesrats im 
Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens  in einen zustimmungsbedürf-
tigen und in einen nicht der Zustimmung des Bundesrats unterliegen-
den Teil aufspalten und diese jeweils isoliert als Gesetzesvorlagen ein-
bringen. Ein solches Vorhaben wurde von der Bundesregierung bereits 
praktiziert und ist für die Zukunft in verstärktem Umfang in Aussicht 
gestellt worden. 

Bereits an dieser Problematik w i rd deutlich, daß der Existenz eines 
Grundsatzes der Verfassungsorgantreue  und dessen Konturierung mög-
licherweise eine ganz erhebliche praktische Bedeutung zukommt. Die 
folgenden Überlegungen werden aber noch zeigen, daß dem Prinzip der 
Verfassungsorgantreue,  über die angesprochene Thematik weit hinaus-
reichend, auch sonst eine nicht zu unterschätzende verfassungsdogma-
tische Relevanz einzuräumen ist. Wenn dies in der Vergangenheit nicht 
immer evident wurde, so liegt die Ursache hierfür  — das sei jetzt 
schon gesagt — weniger darin, daß ein solcher Grundsatz bisher völ l ig 
negiert wurde, vielmehr ist dieser Topos der Sache nach, wenn auch 
nicht expressis verbis, durchaus schon verwandt worden. Um so wichti-
ger erscheint es daher, über die Möglichkeit einer Verwendbarkeit 
dieses Prinzips und seine Grenzen dogmatische Klarheit zu gewinnen; 
dies nicht zuletzt auch, um einer mißbräuchlichen Berufung auf dieses 
Institut entgegentreten zu können. Dem soll die folgende Untersuchung 
dienen. Diese versteht sich dabei nicht als eine erschöpfende Darstel-
lung der Bedeutung des Prinzips der Verfassungsorgantreue  im Rah-
men der grundgesetzlichen Verfassungsordnung;  ihre Zielsetzung ist 
vielmehr bescheidener. Sie möchte im Rahmen einer Studie allge-
meine Markierungen bezüglich der Verwendbarkeit dieses Rechts-
prinzips abstecken. Zugleich soll die Funktion und Wirkungsweise des 
Rechtsprinzips der Verfassungsorgantreue  an Hand einiger Beispiele 
aus dem Staatsorganisationsrecht i l lustriert werden. 

8 Stenographischer Bericht über die 441. Sitzung des Bundesrates, S. 430 
(432). 


